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Artikel 1 

Das Gesetz zur Förderung des Mittelstandes (Mittels tandsförderungs- und 
Vergabegesetz - MFG) vom 19. Juli 2011 (GVoBl Nr. 1 4/2011, S. 244-248) wird 

wie folgt geändert: 

 

§ 14 Abs. 5 wird wie folgt gefasst: 

§ 14 

Beteiligung an öffentlichen Aufträgen 
 
(5) Öffentliche Aufträge für Dienstleistungen im Bereich des öffentlichen Personen-
nahverkehrs auf Straße und Schiene werden nur an Unternehmen vergeben, die sich 
bei der Angebotsabgabe schriftlich verpflichten, ihren Beschäftigten bei der Ausfüh-
rung der Leistungen mindestens das am Ort der Ausführung tarifvertraglich vorgese-
hene Entgelt, einschließlich der Überstundenzuschläge, zum tarifvertraglich vorgese-
henen Zeitpunkt zu bezahlen. In den Ausschreibungsunterlagen ist der maßgebliche 
Tarifvertrag anzugeben. 
 
Gelten am Ort der Leistung mehrere Tarifverträge für dieselbe Leistung, so hat der 
öffentliche Auftraggeber einen repräsentativen Tarifvertrag zugrunde zu legen. Die 
Landesregierung bestimmt durch Rechtsverordnung, in welchem Verfahren festge-
stellt wird, welche Tarifverträge als repräsentativ im Sinne von Satz 1 anzusehen 
sind. Die Rechtsverordnung kann auch die Vorbereitung der Entscheidung durch ei-
nen Beirat vorsehen; sie regelt in diesem Fall auch die Zusammensetzung des Bei-
rats. 
 
Gelten für eine Leistung mehrere Tarifverträge (gemischte Leistungen), ist der Tarif-
vertrag maßgeblich, in dem der überwiegende Teil der Leistung liegt. 
 
Für Bauleistungen und andere Leistungen im Gesamtauftragswert von über 10.000 
Euro, die das Arbeitnehmer-Entsendegesetz vom 20. April 2009 (BGBl. I S. 799) 
erfasst, dürfen Aufträge nur an solche Auftragnehmer vergeben werden, die sich bei 
der Angebotsabgabe schriftlich verpflichtet haben, ihren Arbeitnehmerinnen und 
Arbeitnehmern bei der Ausführung dieser Leistungen ein Entgelt zu zahlen, das in 
Höhe und Modalitäten mindestens den Vorgaben des Tarifvertrages entspricht, an 
den das Unternehmen aufgrund des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes gebunden ist. 
Satz 1 gilt entsprechend für andere gesetzliche Bestimmungen über Mindestentgelte.  

Erfüllt die Vergabe eines öffentlichen Auftrages die Voraussetzungen mehr als nur 
eine der in Satz 1 bis 8 getroffenen Regelungen, so ist die für die Beschäftigten 
jeweils günstigste Regelung maßgeblich. 
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Artikel 2 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach seiner Verkündung in Kraft. 

 

 

Lars Harms     Regina Poersch 

für die SSW-Fraktion   für die SPD-Fraktion 

 


